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DER GEMEINDEVORSTAND    DER BÜRGERMEISTER 
der Gemeinde Altenstadt     der Gemeinde Altenstadt 
 

 

 

Gebührenverzeichnis für 
Verwaltungsgebühren 
bei Weisungsaufgaben 

 
********* 

 
Stand: 28.03.2017 

 
 

Rechtsgrundlagen: 
 
1. Hessisches Verwaltungskostengesetz (HVwKostG) vom 12. Januar 2004 (GVBl. I S. 36); 

 
2. Allgemeine Verwaltungskostenordnung (AllgVwKostO) v. 11.12.2009 (GVBl. I S. 763), i.d.F. 

vom 23.03.2013 (GVBl. I S. 153) 
 

3. Verwaltungskostenordnung für den Geschäftsbereich des Ministeriums für Wirtschaft, 
Energie, Verkehr und Landesentwicklung (VwKostO-MWEVL)  vom 19.11.2012 (GVBl. I S. 
484, 2013 S. 44), zuletzt geändert durch Verordnung vom 03. Februar 2015 (GVBl. I S. 52) 

 
4. Verwaltungskostenordnung für den Geschäftsbereich des Ministeriums des Innern und für 

Sport vom 07. Juni 2013 (GVBl. I S. 410) 
 
5. Verwaltungskostenordnung für den Geschäftsbereich des Ministeriums für Umwelt, Energie, 

Landwirtschaft und Verbraucherschutz (VwKostO-MUKLV) vom 08.12.2009 (GVBl. I S. 522), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 27.10.2014 (GVBl. I S. 250) 

  
6. Verwaltungskostenordnung für den Geschäftsbereich des Ministeriums für Soziales und 

Integration vom 23.10.2012 (GVBl. I S. 356), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
08.12.2015 (GVBl. I S. 537) 

 
7. Verordnung zur Durchführung des Passgesetzes (Passverordnung – PassV) vom 19.10.2007 

(BGBl. I S. 2386) 
 
8. Verordnung über Gebühren für Personalausweise und den elektronischen Identitätsnachweis 

(PAuswGebV) vom 01.11.2010 (BGBl. I S. 1477), i.d.F. v. 01.07.2015 (BGBl. I S. 1101) 
 
9. Verschiedene Einzelgesetze und Verordnungen 
 

- in der jeweils gültigen Fassung - 

 
Die allgemeinen Grundsätze der Gebührenerhebung gem. §§ 1 ff HVwKostG sind 
unbedingt zu beachten ! 
 
Wo für Gebührentatbestände nur ein Gebührenrahmen vorgesehen ist, wird die 
Gebühr nach Zeitaufwand berechnet. Fällt dieser niedriger aus als die 
Mindestgebühr, so ist die Mindestgebühr zu erheben! In dem Zeitaufwand werden 
die Tätigkeiten aller damit beschäftigten Personen (z.B. Anfertigung Erlaubnis, 
Tätigkeiten des Kassenpersonals, etc.) berücksichtigt.  
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Beschlussfassung: 
 

Der Gemeindevorstand der Gemeinde Altenstadt hat den in diesem 
Gebührenverzeichnis aufgeführten Gebührentatbeständen und die 

jeweilige Gebührenhöhe per Beschluss vom 06.09.2016 (TOP 018/0201) 
zugestimmt. 

 
Änderungshistorie: 

24.01.2017: Änderungen i.d. Bereichen „Versammlungswesen (S.4)“, „öffentl. Sicherheit u. 
Ordnung (S.9)“, „öffentl. Ordnung/Feiertagsgesetz/Glücksspiele/Fundrecht 
(S.17), „Friedhofs- und Bestattungswesen (S. 25)“, 
„Gefahrenabwehrverordnung über das Halten u. Führen von Hunden/Haltung 
gefährlicher Tiere (S.31)“, „Einwohnermeldewesen (S.32-33)“ und 
Personenstandswesen (S. 39-42). 

28.03.2017: Änderungen im Bereich „öffentl. Ordnung/Passwesen (S.36)“ u. Neuaufnahme 
„Kirchenaustritte (S. 43)“. 

 
 

 
 
 
 
 
 
 

Sonderregelung für Vereine: 
 

Im Rahmen der Vereinsförderung wird Vereinen, welche in 63674 
Altenstadt ihren Vereinssitz haben, für Genehmigungen in folgenden 

Sachgebieten eine Vereinsförderung in Höhe von 50% der anfallenden 
Gebühr gewährt: 

 
- Sachgebiet Verkehr 

 

Diese Regelung wurde per Beschluss des Gemeindevorstandes vom 
06.09.2016 (TOP 018/0201) gefasst. 

 
 

63674 Altenstadt, den 06.09.2016 
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GEBÜHRENVERZEICHNIS 
 
Az: 31.5 
 
Gebiet: Versammlungswesen  
 
Rechtsgrundlage:  
1. Hessisches Verwaltungskostengesetz (HVwKostG) vom 12. Januar 2004 (GVBl. I S. 36); 

 
2. Verwaltungskostenordnung für den Geschäftsbereich des Ministeriums des Innern und für Sport vom 

07. Juni 2013 (GVBl. I S. 410) 
 

- in der jeweils gültigen Fassung - 
 

VwKostO 
Nr. 

Bezeichnung Rahmen 
in Euro 

   

Gebühr 
in Euro 

 

46 Versammlungswesen   

461 Ermächtigung zum Erscheinen mit Waffen zu 
einer öffentlichen Versammlung oder zu einem 
Aufzug nach § 2 Abs. 3 des 
Versammlungsgesetzes in der jeweils gültigen 
Fassung 
(Schützenverein etc.) 

Je Ermächtigung 62,-- 
 

 



 

 

5 

GEBÜHRENVERZEICHNIS 
 
Az: 32.10 
 
Gebiet: Allgemeine Amtshandlungen 
 
Rechtsgrundlage:  
1. Hessisches Verwaltungskostengesetz (HVwKostG) vom 12. Januar 2004 (GVBl. I S. 36)); 
2. Allgemeine Verwaltungskostenordnung (AllgVwKostO) v. 11.12.2009 (GVBl. I S. 763), i.d.F. vom 

09.11.2016 (GVBl. I S. 390) 
 

- in der jeweils gültigen Fassung - 
 

VwKostO 
Nr. 

Bezeichnung Rahmen 
in Euro 

Gebühr 
in Euro 

11 Auskünfte, Akteneinsicht usw.   

110 § 2 Abs.1 Satz 2 des Hessischen Verwaltungs- 
kostengesetzes (HvwKostG) ist nicht 
anzuwenden 

  

111 schriftliche Auskünfte 
(einfache schriftliche Auskünfte sind kostenfrei, 
soweit sie nicht aus Registern und Dateien 
erteilt werden.) 

30,-- bis 600,-- 
 

Nach 
Zeitaufwand 

 

112 Gewährung von Einsicht in amtliche Akten, 
Karteien, Büchern usw. für Personen, die nicht 
am Verfahren beteiligt sind oder deren 
Verfahren abgeschlossen ist. 

10,-- bis 600,-- 
 

Nach 
Zeitaufwand 
(mind. 20 €) 

 

1121 Zuschlag zu Nr. 112 für das Versenden von 
Akten, auch von Bußgeldakten außerhalb eines 
Bußgeldverfahrens; 
Die Auslagen sind mit der Gebühr abgegolten 

je Sendung 12,-- 
 

113 Gewährung von Einsicht in amtliche Akten usw. 
für Personen, die am Verfahren beteiligt sind, 
durch Versenden; dies gilt auch für das 
Versenden von Kopien aus Akten.  
Die Auslagen sind mit der Gebühr abgegolten 

je Sendung 12,-- 
 

 Telefonische Auskünfte werden aus 
datenschutzrechtlichen Gründen nicht erteilt. 

  

14 Gebühren nach Zeitaufwand   

1411 Beamte des höheren Dienstes und 
vergleichbare Angestellte 

je ¼ Stunde 19,25 
 

1412 Beamte des gehobenen Dienstes und 
vergleichbare Angestellte 

je ¼ Stunde 16,00 
 

1413 übrige Beschäftigte je ¼ Stunde 12,50 
 

142 Zuschlag außerhalb d. Dienststunden + 25 %, mindestens 30,-- 
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GEBÜHRENVERZEICHNIS 
 
Az: 120 
 
Gebiet: Allgemeine Amtshandlungen 
 
Rechtsgrundlage:  
1. Hessisches Verwaltungskostengesetz (HVwKostG) vom 12. Januar 2004 (GVBl. I S. 36); 
2.  Allgemeine Verwaltungskostenordnung (AllgVwKostO) v. 11.12.2009 (GVBl. I S. 763), i.d.F. vom 

23.03.2013 (GVBl. I S. 153) 
- in der jeweils gültigen Fassung - 

 
VwKostO 

Nr. 
Bezeichnung Rahmen 

in Euro 
Gebühr 
in Euro 

2 Auslagen   

20 Grundsätze   

201 Auslagen sind grundsätzlich auch dann zu 
erheben, wenn die Amtshandlung gebührenfrei 
ist ! (§ 9 Abs. 5 HVwKostG) 

  

2011 Das Land hat keine Auslagen zu erstatten, 
soweit es von der Zahlung von Gebühren 
befreit ist; ansonsten hat das Land Auslagen 
nur zu erstatten, wenn Gebühr zzgl. Auslagen 
50,- DM übersteigen 

  

2012 Der Bund, die anderen Länder und die 
hessischen Gemeinden haben, soweit sie von 
der Zahlung von Gebühren befreit sind, 
Auslagen zu erstatten, wenn diese 50,-- DM 
übersteigen. Sind sie nicht gebührenbefreit, 
sind Auslagen zu erstatten, wenn Gebühr zzgl.  
Auslagen 50,-- DM übersteigen 

  

202 Auslagen sind auch dann zu erheben, wenn die 
Behörde keine Zahlungen geleistet hat (§ 9 
Abs. 4 HVwKostG) 

  

203 Werden mehrere Dienstgeschäfte außerhalb 
der Dienststelle hintereinander durchgeführt, 
werden die mit der Dienstreise in unmittelbarem 
Zusammenhang stehenden und nicht einem 
einzelnen Kostenschuldner allein 
zurechenbaren Auslagen durch die Zahl der 
Dienstgeschäfte geteilt und den einzelnen 
Kostenschuldnern berechnet. 

  

204 Soweit in einer Verwaltungskostenordnung 
nicht bestimmt ist, daß die Auslagen mit der 
Gebühr abgegolten sind (§ 9 Abs. 1 Satz 3), 
sind die in § 9 Abs. 1 Satz 2 HVwKostG 
genannten Auslagen in voller Höhe (§ 9 Abs. 2 
Satz 1) sowie die nachstehenden 
pauschalisierten Auslagen zu erheben 
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GEBÜHRENVERZEICHNIS 
 
Az: 120 
 
Gebiet: Allgemeine Amtshandlungen 
 
Rechtsgrundlage:  
1. Hessisches Verwaltungskostengesetz (HVwKostG) vom 12. Januar 2004 (GVBl. I S. 36); 
2.   Allgemeine Verwaltungskostenordnung (AllgVwKostO) v. 11.12.2009 (GVBl. I S. 763), i.d.F. vom 

09.11.2015 (GVBl. I S. 390) 
- in der jeweils gültigen Fassung - 

 
 

VwKostO 
Nr. 

Bezeichnung Rahmen 
in Euro 

Gebühr 
in Euro 

2 Auslagen   

21 Kopien   

211 Anfertigen von Kopien unabhängig von der Art 
der Herstellung bis DIN A 3 
- die vom Kostenschuldner besonders 
beantragt 
  oder 
- die aus vom Kostenschuldner zu vertretenden 
   Gründen notwendig wurden 

je Seite 0,20 
 

22 Benutzung eines Personenkraftwagens je km 0,45 
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GEBÜHRENVERZEICHNIS 
 
Az: 32.13 
 
Gebiet: Ordnungswidrigkeiten 
 
Rechtsgrundlage:  
1. Hessisches Verwaltungskostengesetz (HVwKostG) vom 12. Januar 2004 (GVBl. I S. 36); 
2. Gesetz über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) vom 19.02.1987 (BGBl. I S. 602) 

 
- in der jeweils gültigen Fassung - 

 

Rechts- 
grundlage 

Bezeichnung Rahmen 
in Euro 

Gebühr 
in Euro 

§ 107  
Abs. 5 

Auslagepauschale zur Versendung von 
Akten in einem 
Ordnungswidrigkeitsverfahren 

  
12,-- 
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GEBÜHRENVERZEICHNIS 
 
Az: 32.2 
 
Gebiet: Öffentliche Sicherheit und Ordnung 
 
Rechtsgrundlage: 
1. Hessisches Verwaltungskostengesetz (HVwKostG) vom 12. Januar 2004 (GVBl. I S. 36); 
 
2. Allgemeine Verwaltungskostenordnung (AllgVwKostO) v. 11.12.2009 (GVBl. I S. 763) 

 
3. Verwaltungskostenordnung für den Geschäftsbereich des Ministeriums des Innern und für Sport vom 

07. Juni 2013 (GVBl. I S. 410) 
 
4. Vollstreckungskostenordnung zum Hessischen Verwaltungsvollstreckungsgesetz v. 04.06.2004 (GVBl. 

I S. 226) 
 

- in der jeweils gültigen Fassung - 
 

VwKostO 
Nr. 

Bezeichnung Rahmen 
in Euro 

Gebühr 
in Euro 

5 Angelegenheiten der Polizei und der 
Gefahrenabwehrbehörden 

  

51 Einsätze bei Veranstaltungen und wegen 
Ansammlung 

  

511 Einsätze bei Veranstaltungen, 
wenn die Veranstaltungen im überwiegend 
wirtschaftlichen Interesse stattfinden und mit 
den Einsätzen Ordnungsaufgaben erfüllt 
werden, die dem Veranstalter oder 
Veranstaltungsleiter obliegen 

 
 

nach Zeitaufwand je 
Einsatz, mindestens 

 
 

73,-- 
 

54 Amtshandlungen nach dem Hessischen 
Gesetz über die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung (HSOG) 

  

541 Unmittelbare Ausführung einer Maßnahme 
nach § 8 HSOG 

nach Zeitaufwand, 
je Einzelfall mind. 

66,-- 
 

542 Sicherstellung nach § 40 HSOG 
bei einem Zeitaufwand 

  

5421 bis zu ¼ Stunde  gebühren- 
frei 

5422 über ¼ Stunde bis zu 1 Stunde je Einzelfall 66,-- 
 

5423 über 1 Stunde nach Zeitaufwand 
je Einzelfall 

mind. 66,-- 
 

544 Ersatzvornahme nach § 49 HSOG nach Zeitaufwand, 
mindestens 

66,-- 
 

545 Anwendung unmittelbaren Zwanges nach § 52 
bei einem Zeitaufwand 

  

5451 bis zu einer Stunde je Einzelfall 66,-- 
 

5452 über 1 Stunde nach Zeitaufwand  
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VwKostO 
Nr. 

Bezeichnung Rahmen 
in Euro 

Gebühr 
in Euro 

5453 Anwendung unmittelbaren Zwanges   

 1. im Zusammenhang mit 
a) der Rettung von Menschen (Nr. 571), sowie 
die Amtshandlung gebührenfrei ist, 
 
b) Maßnahmen nach dem Gesetz über die 
Entziehung der Freiheit geisteskranker, 
geistesschwacher, rauschgift- oder 
alkoholsüchtiger Personen (Nr. 575) 
 
c) der Durchsetzung von 
Räumungsverfügungen, wenn der Betroffene 
aus tatsächlichen Gründen nicht in der Lage 
war, den Verwaltungsakt zu befolgen, 
 
d) einem Einsatz bei Familienstreitigkeiten, 
wenn dieser kostenfrei ist (Nr. 561) 
 
2. in Bagatellfällen, wenn der unmittelbare 
Zwang mit nur geringem polizeilichen Aufwand 
angewendet wird; dies gilt nicht für das 
Wegtragen von Personen. 

 gebühren-
frei 

55 Verwahrung von Gegenständen   

551 ein Fahrrad oder ein Fahrrad mit Hilfsmotor je Tag 2,-- 
 

552 ein Kraftrad je Tag 4,-- 
 

553 ein PKW, ein LKW bis 7,5t zulässiges 
Gesamtgewicht, ein Anhänger mit einer Achse 
oder eine Zugmaschine 

je Tag 8,-- 
 

554 ein Lastkraftwagen über 7,5t zulässiges 
Gesamtgewicht, ein Omnibus, eine 
Sattelzugmaschine oder ein Anhänger mit zwei 
Achsen 

je Tag 16,00 
 

555 ein Motor- oder Segelboot je Tag 8,-- 
 

556 ein sonstiges Wasserfahrzeug je Tag 4,-- 
 

557 sonstige Sachen je Tag und 0,5 m² 
Stellfläche 

0,80 
 

558 Die Mindestgebühr je gebührenpflichtiger 
Verwahrung beträgt 

 20,-- 
 

559 Verwahrung einer sonstigen Sache im 
Zusammenhang mit Veranstaltungen oder 
Versammlungen oder einer Fundsache, wenn 
die Verwahrung nur einen geringen 
Verwaltungsaufwand verursacht 

 gebühren-
frei 

571 Rettung von Menschen  gebühren- 
frei 
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VwKostO 
Nr. 

Bezeichnung Rahmen 
in Euro 

Gebühr 
in Euro 

575 Amtshandlungen nach dem Gesetz über die 
Entziehung der Freiheit geisteskranker, 
geistes-schwacher, rauschgift- oder 
alkoholsüchtiger Personen (HFEG) 

  

5751 Amtshandlungen nach § 10  gebühren-
frei 

5752 Auslagen sind nur insoweit zu erheben, als sie 
durch die Inanspruchnahme Dritter entstehen. 

  

 Maßnahmen nach dem Hessischen 
Verwaltungsvollstreckungsgesetz 

  

§ 6a Abs. 1 
VKostO 

Ersatzvornahme nach § 74 HVwVG  
(bei Durchführung durch Gemeindebedienstete) 

pro Bediensteter je 
angefangene Stunde 

50,-- 

§ 6a Abs. 2 
VkostO 

Ersatzvornahme nach § 74 HVwVG durch Dritte 
im Auftrag der Verwaltungsbehörde 
(Gebühr für eigene Personalaufwendungen) 

pro Bediensteter je 
angefangene Stunde 

50,--  
 

§ 6b 
VkostO 

Erzwingung einer Duldung oder Unterlassung 
nach § 75 HVwVG durch eigene Maßnahmen 

pro Bediensteter je 
angefangene Stunde 

50,-- 
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GEBÜHRENVERZEICHNIS 
 
Az: 32.41 
 
Gebiet: Fischereischeine 
 
Rechtsgrundlage:  
1. Hessisches Verwaltungskostengesetz (HVwKostG) vom 12. Januar 2004 (GVBl. I S. 36); 

 
2. Verordnung über die Fischereiprüfung und über die Fischereiabgabe vom 29.06.2005 (GVBl. I S. 539) 
 
3. Verwaltungskostenordnung für den Geschäftsbereich des Ministeriums für Umwelt, Klimaschutz, 

Landwirtschaft und Verbraucherschutz (VwKostO-MUKLV) vom 08.12.2009 (GVBl. I S. 522), 
 

- in der jeweils gültigen Fassung - 

 
 Nr. Bezeichnung Rahmen 

in Euro 
Gebühr 
in Euro 

431121 Jahresfischereischein od. 
Sonderfischereischein pro Kalenderjahr 
Anmerkung: hiervon sind 7,50 Euro an die 
Untere Fischereibehörde abzuführen 

5,-- € Gebühr zzgl. 
7,50 € Abgabe 

nach § 11 Ziff. 1 

12,50 
 

431122 Fischereischein (Ausstellung für 5 Jahre) 
Anmerkung: hiervon sind 27,00 Euro an die 
Untere Fischereibehörde abzuführen 

9,-- € Gebühr zzgl. 
27,-- € Abgabe 

nach § 11 Ziff. 2 

36,00 

431123 Fischereischein (Ausstellung für 10 Jahre) 
Anmerkung: hiervon sind 50,00 Euro an die 
Untere Fischereibehörde abzuführen 

18,-- € Gebühr zzgl. 
50,-- € Abgabe 

nach § 11 Ziff. 3 

68,00 

431131 Jugendfischereischein pro Kalenderjahr 
Anmerkung: hiervon sind 3,50 Euro an die 
Untere Fischereibehörde abzuführen 

4,-- € Gebühr zzgl. 
3,50 € Abgabe 

nach § 11 Ziff. 4 

7,50 

431132 Jugendfischereischein (Ausstellung für 5 Jahre) 
Anmerkung: hiervon sind 17,00 Euro an die 
Untere Fischereibehörde abzuführen 

6,-- € Gebühr zzgl. 
17,00 € Abgabe 
nach § 11 Ziff. 5 

23,00 

43114 Erteilung eines Ausländerfischereischeins  
Anmerkung: hiervon sind 7,50 Euro an die 
Untere Fischereibehörde abzuführen 

5,-- € Gebühr zzgl. 
7,50,-- € Abgabe 
nach § 11 Ziff. 6 

12,50 
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GEBÜHRENVERZEICHNIS 
 
Az: 32.5 
 
Gebiet: Gewerbe  
 
Rechtsgrundlage:  
1. Hessisches Verwaltungskostengesetz (HVwKostG) vom 12. Januar 2004 (GVBl. I S. 36); 

 
2. Verwaltungskostenordnung für den Geschäftsbereich des Ministeriums für Wirtschaft, Energie, Verkehr 

und Landesentwicklung (VwKostO-MWEVL)  vom 19.11.2012 (GVBl. I S. 484, 2013 S. 44) 
 

- in der jeweils gültigen Fassung - 
 

VwKostO 
Nr. 

Bezeichnung Rahmen 
in Euro 

Gebühr 
in Euro 

211 Auskunft aus dem Gewerberegister   

2111 soweit die Anfrage aus dem Gewerberegister 
(Listen, Kartei, EDV) beantwortet werden kann 
- je Person 

10,-- bis 20,-- 
 

15,-- 
 
 

2112 soweit für die Beantwortung der Anfrage 
Nachfragen oder Ermittlungen notwendig sind, 

je Person 30,50 
 

2113 Soweit eine Nachprüfung durch den 
Außendienst notwendig ist 

Nach Zeitaufwand  

2114 über einen bestimmbaren Personenkreis 
(Gruppenauskunft), soweit die Anfrage aus dem 
Gewerberegister oder aus Nachschlagwerken 
beantwortet werden kann 
- je Person 

7,50 bis 15,-- je Person 
mind. 76,50 

 
 

8,00/Pers. 
mind. 80 € 

  
 
 

212 Grenzüberschreitende Erbringung von 
Dienstleistungen in reglementierten Berufen 

  

2121 Eingangsbestätigung von Anzeigen der 
grenzüberschreitenden Erbringung von 
Dienstleistungen 
(§13a Abs. 2 Satz 2 GewO) 

Nach Zeitaufwand  

2122 Unterrichtung über eine Verzögerung 
(§ 13a Abs. 2 Satz 4 GewO) 

Nach Zeitaufwand  

2123 Unterrichtung über das Ergebnis der 
Nachprüfung der Berufsqualifikation nach § 13a 
Abs. 2 Satz 3 i.V.m. § 3 GewO 

Nach Zeitaufwand  

213 Gewerbeanzeige   

2131 Entgegennahme einer Gewerbeanzeige  
(§ 14 Abs. 1-4 GewO) 

25,50 
 

25,50 
 

2132 Ausstellen einer Empfangsbescheinigung 
(§ 15 Abs. 1 GewO) 

7,50 7,50 
 

2133 nachträgliche Gewerbebescheinigung für 
private Zwecke (Metro, Zulassung etc.) 
wird behandelt wie Auskunft Nr. 211 

 15,-- 
   

214 Anordnung der Betriebsschließung bei einem 
erlaubnispflichtigen Gewerbe, das ohne 
Zulassung ausgeübt wird, oder wenn ein 
Gewerbe von einer ausländischen juristischen 
Person begonnen wird, deren Rechtsfähigkeit 
im Inland nicht anerkannt wird (§ 15 (2) GewO) 

nach Zeitaufwand mind. 
60,-- 

215 Überwachungsmaßnahmen nach § 29 GewO nach Zeitaufwand  

216 Umschreibung einer Erlaubnis oder Erteilung 
einer Zweitschrift 

Nach Zeitaufwand  
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VwKostO 
Nr. 

Bezeichnung Rahmen 
in Euro 

Gebühr 
in Euro 

 Gewerbezentralregister 
(VO über Kosten im Bereich der Justizverw. 
i.d.F. des Artikels 8 des 
Haushaltssanierungsgesetzes 1999, BGBl. I S. 
2534 vom 28.12.1999) 
Auskunft aus dem Gewerbezentralregister 
Anmerkung: hiervon sind 5/8 (8,12 €) an die 
Bundeskasse abzuführen 

 13,-- 
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GEBÜHRENVERZEICHNIS 
 
Az: 32.5 
 
Gebiet: Gewerbe (stehendes Gewerbe) 
 
Rechtsgrundlage:  
1. Hessisches Verwaltungskostengesetz (HVwKostG) vom 12. Januar 2004 (GVBl. I S. 36); 

 
2. Verwaltungskostenordnung für den Geschäftsbereich des Ministeriums für Wirtschaft, Energie, Verkehr 

und Landesentwicklung (VwKostO-MWEVL)  vom 19.11.2012 (GVBl. I S. 484, 2013 S. 44) 
 

-jeweils in der derzeit geltenden Fassung- 

VwKostO 

Nr. 

Bezeichnung Rahmen 

in Euro 

Gebühr 

in Euro  
22 Gewerberechtliche Genehmigungen, 

Erlaubnisse, Zulassungen usw. und 
Zulassung von Ausnahmen; 
Untersagungen. 

  

2201 Widerruf, Rücknahme oder Untersagung sind 
kostenfrei, soweit diese wegen wirtschaftlicher 
Leistungsfähigkeit der Betroffenen erfolgen; 
dies gilt auch für die Widerspruchsentscheidung 
in den genannten Verfahren 

  

2202 Erteilung einer nachträglichen Auflage Nach Zeitaufwand  

221 Stehendes Gewerbe   

2211 Erlaubnis zur gewerbsmäßigen Schaustellung 
von Personen (§ 33 a GewO) 

Nach Zeitaufwand 
 

 

2212 Gewerbliche Spiele, Spielhallen 
(§ 33c ff. GewO 

  

22121 Erlaubnis zur Aufstellung von Spielgeräten  
( § 33 c Abs. 1 GewO) 

153,-- bis 2.550,-- 
 

950,-- 
 

22122 Bestätigung der Geeignetheit des 
Aufstellungsortes ( § 33 c Abs. 3) 

51,-- - 306,-- 60,-- 
 

22123 Erlaubnis zur Veranstaltung eines anderen 
Spieles mit Gewinnmöglichkeit (§ 33 d Abs. 1) 

30,50 bis 1.326,-- 
 
 

300,-- 
 

22124 Erlaubnis zum Betrieb einer Spielhalle oder 
eines ähnlichen Unternehmens (§ 33i Abs. 1) 

153,-- bis 3.468,-- 
 

3.000,-- 
 

22125 Betrieb einer Spielhalle nach dem Hessischen 
Spielhallengesetz 

  

221251 Erteilen einer Erlaubnis zum Betrieb einer 
Spielhalle (§ 9 Abs. 1 u. 2 Satz 1 i.V.m. § 1 
Abs. 1 Hess. Spielhallengesetz) 

204,-- bis 5.100,-- 
 

3.000,-- 
 

221252 Erteilen einer nachträglichen 
Nebenbestimmung (§ 9 Abs. 2 Satz 2 Hess. 
Spielhallengesetz) 

102,-- bis 1.020,-- 
 

250,-- 
 

221253 Erlaubniswiderruf (§9 Abs. 3 Satz 2 Hess. 
Spielhallengesetz) 

510,-- bis 3.825,-- 
 

1.500,-- 
 

221254 Genehmigung der Abweichung von der 
Sperrzeit (§ 4 Abs. 1 Saz 3 Hess. 
Spielhallengesetz) 

114,-- bis 1.020,-- 
 

500,-- 
 

221255 Entgegennahme der Anzeige von Änderungen 
(§ 9 Abs. 4 Hess. Spielhallengesetz) 

30,50 bis 306,-- 
 

150,-- 

221256 Anordnung zur Sicherung des ordnungs-
gemäßen Spielhallenbetriebs (§ 10 Abs. 1 
Hess. Spielhallengesetz 

102,-- bis 1.020,-- 
 

250,-- 
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VwKostO 

Nr. 

Bezeichnung Rahmen 

in Euro 

Gebühr 

in Euro  
221257 Befreiung von den Anforderungen des § 9 Abs. 

2 Nr. 2 (§ 15 Abs. 1 Satz 3 Hess. 
Spielhallengesetz) 

204,-- bis 2.550,-- 
 

1.000,-- 
 

2213 Pfandleihgewerbe (§ 34a GewO)   

22131 Erlaubnis zum Betrieb eines Pfandleih- oder 
Pfandvermittlungsgewerbes  
( § 34 Abs. 1 GewO) 

306,-- bis 1.428,-- 
 
 

1.000,-- 
 

22132 Verlängerung der Frist zur Verwertung des 
Pfandes (§ 9 II Satz 2 PfandLV) 

 30,50 
 

22133 Verlängerung der Frist zur Abführung des 
Überschusses aus der Verwertung (§ 11 S. 1 
PfandLV) 

 30,50 
 

2215 Versteigerergewerbe (§ 34b GewO)   

22151 Erlaubnis zur Versteigerung fremder 
beweglicher Sachen, fremder Grundstücke oder 
fremder Rechte (§ 34b Abs. 1 GewO) 

  

221511 für natürliche Personen  306,-- 
 

221512 für juristische Personen  357,-- 
 

22152 Öffentliche Bestellung und Vereidigung einer 
besonders sachkundigen Versteigerin oder 
eines Versteigerers ( § 34 b Abs. 5) 

 306,-- 
 

221521 Eingangsbestätigung über eingereichte 
Unterlagen (§34b Abs. 5 i.V.m. § 36a Abs. 3 
Satz 1 GewO 

Nach Zeitaufwand  

221522 Fristverlängerung (§34b Abs. 5 i.V.m. § 36a 
Abs. 4 Satz 3 GewO) 

Nach Zeitaufwand 
 

 

22153 Zulassung von Ausnahmen nach der VerstV   

221531 Ausnahmen von den Anforderungen des § 2 
Abs. 1 VerstV (§ 2 Abs. 2 Satz 2 VerstV) 

Nach Zeitaufwand  

221532 Verkürzung der Anzeigefrist 
(§ 3 Abs. 3 Satz 3 VerstV) 

Nach Zeitaufwand  

221533 Verkürzung der Abstandsfrist zur 
vorhergehenden Versteigerung sowie der Frist 
betreffend die Dauer der Versteigerung  
(§ 3 Abs. 3 Satz 3 VerstV) 

Nach Zeitaufwand  

221534 Ausnahmen von dem Erfordernis, für die Dauer 
von mind. 2 Std. Gelegenheit zur Besichtigung 
des Versteigerungsgutes zu geben  
(§ 4 Satz 2 VerstV) 

 20,-- 

221535 Ausnahmen von dem Verbot, Handelswaren zu 
versteigern (§ 6 Abs. 1 Satz 2 VerstV) 

Nach Zeitaufwand  

221536 Ausnahmen von dem Verboten des § 6 Abs. 2 
Satz 1 VerstV (§ 6 Abs. 2 Satz 2 VerstV) 

Nach Zeitaufwand  

221537 Untersagung, Aufhebung und Unterbrechung 
einer Versteigerung (§ 9 VerstV) 

Nach Zeitaufwand  
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GEBÜHRENVERZEICHNIS 
 
Az: 32.5 
 
Gebiet: öffentliche Ordnung / Feiertagsgesetz / Glücksspiele / Fundrecht 
 
Rechtsgrundlage:  
1. Hessisches Verwaltungskostengesetz (HVwKostG) vom 12. Januar 2004 (GVBl. I S. 36); 

 
2. Verwaltungskostenordnung für den Geschäftsbereich des Ministeriums des Innern und für Sport vom 

07. Juni 2013 (GVBl. I S. 410) 
 

- in der jeweils gültigen Fassung - 
 

VwKostO 
Nr. 

Bezeichnung Rahmen 
in Euro 

Gebühr 
in Euro 

2 Feiertagsrecht 
Amtshandlungen nach dem Hessischen 
Feiertagsgesetz 

  

21 Befreiung von einer Beschränkung oder einem 
Verbot nach § 14 Abs. 1 

30,-- bis 907,-- 
 

Nach 
Zeitaufwand 

 
 

22 Befreiung für den vollautomatischen Betrieb 
von mit Tankstellen verbundenen 
Portalwaschanlagen nach § 14 II 

302,-- bis 1.210,-- 
 

375,-- 
 

43 Glücksspiele, Spielbanken, Sammlungen   

431 Glücksspiele (Lotterien u. Ausspielungen, 
Sportwetten) 
Amtshandlungen nach dem Hessischen 
Glücksspielgesetz, dem Glücksspielstaats-
vertrag u. dem Rennwett- und Lotteriegesetz 

  

4311 Erlaubnis für eine Lotterie, Ausspielung oder 
Sportwette nach § 9 des Hessischen 
Glückspielgesetzes und nach § 4 Abs. 1 
Glücksspielstaatsvertrag 

  
 

43111 Für die ersten 50 Millionen Euro Spielkapital  2,5 v.T. des 
Spielkapitals 

mind. 110,-- 
 

43112 für die weiteren 50 Millionen Euro Spielkapital 
zusätzlich 

1,5 v.T. des 
Spielkapitals 

 

43113 für das über 100 Millionen Euro hinausgehende 
Spielkapital zusätzlich 

0,5 v.T. des 
Spielkapitals 

 

4312 Änderung der Erlaubnis nach Nr. 4311   

43121 Bei gleichbleibenden Spielkapital 52,-- bis 10.500,-- 
 

 

43122 Bei Erhöhung des Spielkapitals 105,-- bis 21.000,-- 
 

 

4313 Amtshandlungen bei Lotterien und 
Ausspielungen, die ausschließlich 
gemeinnützigen oder mildtätigen Zwecken 
dienen und deren technische Durchführung 
nicht einem gewerblichen Unternehmen 
übertragen wird 

 gebühren- 
frei 

47 Fundrecht 
Aufbewahrung einer Fundsache (§967 BGB) 

 
3% des Wertes 

 
mind. 7,-- 
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Az: 32.5 
 
Gebiet: Feuerwerke 
 
Rechtsgrundlage:  

1. Hessisches Verwaltungskostengesetz (HVwKostG) vom 12. Januar 2004 (GVBl. I S. 36); 
 

2. Verwaltungskostenordnung für den Geschäftsbereich des Sozialministeriums vom 23.10.2012 
(GVBl. I S. 356), zuletzt geändert durch Verordnung vom 08.12.2015 (GVBl. I S. 537) 

 
- in der jeweils gültigen Fassung - 

 

VwKostO 
Nr. 

Bezeichnung Rahmen 
in Euro 

Gebühr 
in Euro 

33 Sprengstoffwesen   

332 Amtshandlungen nach der 1. SprengVO   

33206 Zulassung von Ausnahmen von den Verboten 
nach § 24 Abs. 1 

40,-- bis 300,-- 
 

50,-- 
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GEBÜHRENVERZEICHNIS 
 
Az: 32.5 
 
Gebiet: Hess. Ladenöffnungsgesetz 
 
Rechtsgrundlage:  

3. Hessisches Verwaltungskostengesetz (HVwKostG) vom 12. Januar 2004 (GVBl. I S. 36); 
 

4. Verwaltungskostenordnung für den Geschäftsbereich des Sozialministeriums vom 23.10.2012 
(GVBl. I S. 356), zuletzt geändert durch Verordnung vom 08.12.2015 (GVB. I S. 537) 

 
- in der jeweils gültigen Fassung - 

 

VwKostO 
Nr. 

Bezeichnung Rahmen 
in Euro 

Gebühr 
in Euro 

372 Amtshandlungen nach dem Hessischen 
Ladenöffnungsgesetz 

  

3721 Ausnahme nach § 3 Abs. 4 Nr. 1 50,-- bis 250,-- 
 

 

3722 Ausnahme nach § 3 Abs. 4 Nr. 2 50,-- bis 250,-- 
 

 

3723 Ausnahmen nach § 6 Abs. 1 nach Zeitaufwand max. 250,-- 

3724 Ausnahme nach § 7  200,-- 

3725 Anordnung nach § 10 Abs. 2 50,-- bis 250,--  
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GEBÜHRENVERZEICHNIS 
 

Az: 32.52 

 
Gebiet: Gaststätten (Hess. Gaststättengesetz)  
             (ersetzt: Gaststätten: Bundesgaststättengesetz) 
 
Rechtsgrundlage:  
1. Hessisches Verwaltungskostengesetz (HVwKostG) vom 12. Januar 2004 (GVBl. I S. 36); 

 

2. Verwaltungskostenordnung für den Geschäftsbereich des Ministeriums für Wirtschaft, Energie, Verkehr 
und Landesentwicklung (VwKostO-MWEVL)  vom 19.11.2012 (GVBl. I S. 484, 2013 S. 44) 

 
-in der jeweils geltenden Fassung- 

VwKostO 
Nr. 

Bezeichnung Rahmen 
in Euro 

Gebühr 
in Euro 

224 Betrieb einer Gaststätte nach dem HGastG   

2241 Anzeige eines Gaststättengewerbes   

22411 Entgegennahme der Anzeige bei 
Alkoholausschank (§ 3 Abs. 1 Satz 1 HGastG 
i.V.m. § 14 Abs. 1 bis 3 GewO) 

 25,50 
 

22412 Ausstellung einer Empfangsbescheinigung (§ 2 
HGastG i.V.m. § 15 GewO) 

 7,50 
 

2242 Zuverlässigkeitsprüfung (§ 3 Abs. 3 HGastG)   

22421 Der Gastgewerbetreibenden, ihrer gesetzlichen 
Vertretung oder Stellvertretung bei einem 
Gaststättengewerbebetrieb mit 
Alkoholausschank 

Nach Zeitaufwand 
 

mind. 51,-- 
 

22422 Ausstellung einer amtlichen Bescheinigung 
über das Ergebnis der Zuverlässigkeitsprüfung 

 10,-- 
 

2243 Untersagung der der gastgewerblichen 
Tätigkeit (§4 HGastG) 

Nach Zeitaufwand 
 

 

2244 Entgegennahme der Anzeige bei 
vorübergehendem Betrieb eines 
Gaststättengewerbes (§ 6 Satz 1 HGastG) 

10,-- bis 61,-- 
 

15,-- 
 

2245 Maßnahmen zur Verwirklichung der Auskunfts- 
und Nachschaurechte (§8 Abs. 1, 2 u. 4 
HGastG). 
Ergibt die Überprüfung, dass tatsächlich kein 
Gaststättengewerbe ausgeübt wird, entfällt die 
Gebühre 

Nach Zeitaufwand  

2246 Beschäftigungsverbot und Anordnungen   

22461 Untersagung der Beschäftigung einer Person 
(§10 Abs. 1 HGastG) 

Nach Zeitaufwand 
 

 
 

22462 Erlass von Anordnungen  
(§10 Abs. 2 HGastG) 

Nach Zeitaufwand 
 

 
 

2247 Zulassung von Ausnahmen für den Ausschank 
aus Automaten (§11 Abs. 4 Satz 4 HGastG) 

Nach Zeitaufwand  
 

2248 Anerkennung von behördlichen Überprüfungen 
anderer Bundesländer (§ 13 HGastG 

 30,50 
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GEBÜHRENVERZEICHNIS 
 
Az: 32.52.02 
 
Gebiet: Sperrzeitverordnung 
 
Rechtsgrundlage:  

1. Hessisches Verwaltungskostengesetz (HVwKostG) vom 12. Januar 2004 (GVBl. I S. 36); 
 

2. Verwaltungskostenordnung für den Geschäftsbereich des Ministeriums für Wirtschaft, Energie, 
Verkehr und Landesentwicklung (VwKostO-MWEVL)  vom 19.11.2012 (GVBl. I S. 484, 2013 S. 44) 
 

- in der jeweils gültigen Fassung - 

 
VwKostO 

Nr. 
Bezeichnung Rahmen 

in Euro 
Gebühr 
in Euro 

225 Amtshandlungen nach der Verordnung über 
die Sperrzeit 

  

2251 Aufhebung der Sperrzeit für ein 
Gaststättengewerbe oder eine öffentliche 
Vergnügungsstätte nach § 4 
 

nach Zeitaufwand; 
höchstens 1650,-- 

 

 

2252 Vorverlegung des Beginns oder 
Hinausschieben des Endes der Sperrzeit für ein 
Gaststättengewerbe oder eine öffentliche 
Vergnüngsstätte nach § 4 
 

je Anordnung 112,-- 
 

2253 Festsetzung allgemeiner Ausnahmen nach § 3  geb.-frei 
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GEBÜHRENVERZEICHNIS 
 
Az: 32.53 
 
Gebiet: Reisegewerbe 
 
Rechtsgrundlage:  
1. Hessisches Verwaltungskostengesetz (HVwKostG) vom 12. Januar 2004 (GVBl. I S. 36); 

 

2. Verwaltungskostenordnung für den Geschäftsbereich des Ministeriums für Wirtschaft, Energie, Verkehr 
und Landesentwicklung (VwKostO-MWEVL)  vom 19.11.2012 (GVBl. I S. 484, 2013 S. 44) 

 
-in der jeweils geltenden Fassung- 

VwKostO 
Nr. 

Bezeichnung Rahmen 
in Euro 

Gebühr 
in Euro 

222 Reisegewerbe   

22211 Ausstellen einer Reisegewerbekarte 
(§ 55 GewO) 

  

222111 für natürliche Personen 
 

 306,-- 
 

222112 für juristische Personen  357,-- 
 

222113 Ausstellen einer Gewerbelegitimationskarte  
(§ 55b Abs. 2 GewO) 

Nach Zeitaufwand mind. 30,50 
 

22212 Ausstellen einer Zweitschrift der 
Reisegewerbekarte  
(§ 55 i.V.m. § 60c Abs. 2 GewO) 

 30,50 
 

22213 Eintragen von Nachträgen (z.B. Ergänzen von 
Handelsgegenständen) 

30,50 bis 61,00 
 

30,50 
 

22214 Erlaubnis zum Feilbieten von Waren 
gelegentlich der Veranstaltung von Messen, 
Ausstellungen, öffentlichen Festen oder aus 
besonderem Anlass 
(§ 55a Abs. 1 Nr. 1 GewO) 

 30,50 
 

22215 Entgegennahme der Anzeige über eine 
Tätigkeit, die einer RGK nicht bedarf 
(§ 55 c GewO) 

 25,50 
 

222151 Ausstellen einer Empfangsbescheinigung 
(§ 55c GewO) 

 7,50 
 

22216 Veranstaltung eines Wanderlagers  
 

 
 

222161 Entgegennahme der Anzeige  
(§ 56a Abs. 2 Satz 1 GewO) 

 61,00 
 

222162 Entgegennahme der Anzeige (§ 56 Abs. 1 Satz 
1 GewO) für eine od. mehrere Veranstaltungen 
von einer Verweildauer von jeweils bis zu drei 
Stunden in einem Gemeindegebiet aus einem 
Verkaufswagen oder Ähnlichem oder sonst im 
Freien 

 15,-- 

222163 Untersagung 
(§ 56a Abs. 2 GewO) 

Nach Zeitaufwand mind. 61,-- 
 

22217 Untersagung einer reisegewerbekartenfreien 
Tätigkeit (§ 59 GewO) 

nach Zeitaufwand 
 

mind. 61,-- 
 

22218 Untersagung der Beschäftigung einer Person 
(§ 60 GewO) 

Nach Zeitaufwand 
 

mind. 61,-- 
 

22219 Erlaubnis zur Veranstaltung eines anderen 
Spieles im Reisegewerbe (§ 60a Abs. 2 GewO) 

35,50 bis 326,-- 
 

40,-- 
 

22220 Erlaubnis zum Betrieb einer Spielhalle im 
Reisegewerbe (§ 60 a Abs. 3 GewO) 

30,50 bis 326,-- 
 

125,-- 
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VwKostO 
Nr. 

Bezeichnung Rahmen 
in Euro 

Gebühr 
in Euro 

22221 Festsetzung eines Volksfestes  
(§ 60b Abs. 2 i. V.m. § 69 Abs. 1 Satz 1 GewO) 

Nach Zeitaufwand 
 

mind. 122,-- 
 

22222 Verhinderung der Gewerbeausübung 
( § 60d GewO) 

nach Zeitaufwand mind. 61,-- 
 

    

2223 Zulassung von Ausnahmen   

22231  vom Erfordernis der RGK für besondere 
Verkaufsveranstaltungen (§ 55a Abs. 2 GewO) 

Nach Zeitaufwand 
 

mind. 61,-- 
 

22232 zur Ausübung von Tätigkeiten im Reisegewerbe 
an Sonn- und Feiertagen  
(§ 55e Abs. 2 GewO) 

 30,50 
 

22233 Hinsichtlich der Verbote des § 56 GewO 
(§ 56 Abs. 2 Satz 3 GewO) 

Je Verbot 30,50 
 

22234 für die Versteigerung leicht verderblicher Waren 
(§ 61a Abs. 2 Satz 2 GewO) 

nach Zeitaufwand mind. 30,50 
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GEBÜHRENVERZEICHNIS 
 
Az: 32.57 
 
Gebiet: Festsetzung Märkte, Ausstellungen, Messen 
 
Rechtsgrundlage:  
1. Hessisches Verwaltungskostengesetz (HVwKostG) vom 12. Januar 2004 (GVBl. I S. 36); 

 
2. Verwaltungskostenordnung für den Geschäftsbereich des Ministeriums für Wirtschaft, Energie, Verkehr 

und Landesentwicklung (VwKostO-MWVL)  vom 19.11.2012 (GVBl. I S. 484, 2013 S. 44) 
 

-in der jeweils geltenden Fassung- 
VwKostO 

Nr. 
Bezeichnung Rahmen 

in Euro 
Gebühr 
in Euro 

223 Messen, Ausstellungen, Märkte   

2231 Festsetzung einer Veranstaltung nach § 69 
Abs. 1 GewO  
(Messe nach § 64 GewO, Ausstellung nach § 
65 GewO, Großmarkt nach § 66 GewO, 
Wochenmarkt nach § 67 GewO, Spezial- oder 
Jahrmarkt nach § 68 GewO) 

Nach Zeitaufwand mind. 143,-- 
 
 

2232 Änderung und Aufhebung der Festsetzung  
(§ 69b GewO) 

Nach Zeitaufwand 
 

mind. 30,50 
 

2233 Untersagung der Teilnahme an deiner 
Veranstaltung (§ 70a GewO) 

nach Zeitaufwand 
 

mind. 61,-- 
 

2234 Zulassung von Ausnahmen für die 
Versteigerung leicht verderblicher Waren 
(§ 71b Abs. 2 Satz 2 GewO) 

Nach Zeitaufwand mind. 30,50 
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GEBÜHRENVERZEICHNIS 
 
Az: 32.67 
 
Gebiet: Friedhofs- und Bestattungswesen 
 
Rechtsgrundlage:  
1. Hessisches Verwaltungskostengesetz (HVwKostG) vom 12. Januar 2004 (GVBl. I S. 36); 

 
2. Verwaltungskostenordnung für den Geschäftsbereich des Ministeriums des Innern und für Sport vom 

07. Juni 2013 (GVBl. I S. 410) 
  

- in der jeweils gültigen Fassung - 
 

VwKostO 
Nr. 

Bezeichnung Rahmen 
in Euro 

Gebühr 
in Euro 

41 Friedhofs- und Bestattungswesen 
Amtshandlungen nach dem Friedhofs- und 
Bestattungsgesetz (VBG) 

  

411 Erlaubnis zur Bestattung außerhalb der 
öffentlichen Friedhöfe ( § 4 Gesetz über das 
Friedhofs- und Bestattungswesen) 

 
302,-- bis 1.925,-- 

  

 

412 Zulassung einer Ausnahme von der Pflicht zur 
Benutzung von Leichenhallen nach § 17 Abs. 2 

12,-- bis 48,-- 
 

 

413 Zulassung einer Ausnahme vom Verbot, 
Leichen öffentlich auszustellen oder Gestattung 
der Bestattung ohne Sarg nach § 18 (2) 

12,-- bis 48,-- 
 

 

414 Prüfung der Zulässigkeit einer Erdbestattung 
nach § 19 Abs. 1 oder einer Feuerbestattung 
nach § 20 Abs. 1 

12,-- bis 48,-- 
 

 

415 Erlaubnis zur Beisetzung der Aschereste einer 
Leiche außerhalb einer Urnenhalle, eines 
Urnenhains, einer Urnenwand, einer 
Urnengrabstelle oder eines Grabes nach § 20 
Abs. 3 Satz 2 

 
60,-- bis 605,-- 

 

 

416 Erteilung eines Leichenpasses nach § 22 Abs. 
3 

 28,-- 
 

417 Genehmigung einer Ausnahme von der Pflicht, 
zur Leichenbeförderung nur solche 
Personenkraftwagen zu benutzen, die hierfür 
eingerichtet sind und nur zu diesem Zweck 
verwendet werden, nach § 25 Abs. 2 

  
28,-- 

 

418 Erlaubnis zum Umbetten einer Leiche oder 
Urne nach § 26 Abs. 2 und 3 

58,-- bis 577,-- 
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GEBÜHRENVERZEICHNIS 
 
Az: 32.8 
 
Gebiet: Verkehr 
 
Rechtsgrundlage:  
Gebührenordnung für Maßnahmen im Straßenverkehr (GebOSt) vom 25.01.2011  
(BGBl. I S. 98) 

- in der jeweils gültigen Fassung - 
 

VwKostO 
Nr. 

Bezeichnung Rahmen 
in Euro 

Gebühr 
in Euro 

26 Straßenverkehrsordnung   

261 Anordnung nach § 45 Abs. 6 StVO über 
Maßnahmen der Unternehmer an 
Arbeitsstellen 
 
1. Grundgebühr Erstellung Anordnung 

a) Nach RSA-Regelplan 
b) Mit vorherigem Ortstermin und/oder 

Erstellung Verkehrszeichenplan 
und/oder Erstellung amtlicher 
Bekanntmachung 

 
Sperrung Gehwege (alle Straßen) und 
Fahrbahnsperrung (max. halbseitige Sperrung) 
auf Gemeinde-, Kreis- und Landesstraßen: 
 
2. Je Woche im ersten Monat 
3. Je Woche ab dem 2. Monat 
4. Jahresdauerausnahmegenehmigung 

(nur für Maßnahmen auf Gemeindestraßen) 
 
Vollsperrungen von Fahrbahnen (Gemeinde-, 
Kreis- und Landesstraßen) und alle Sperrungen 
auf Bundesstraßen (nur innerorts) 
 
5. Je Woche im ersten Monat 
6. Je Woche ab dem 2. Monat 
7. Je Woche ab dem 5. Monat 
 
8. Kosten Kreis-Anzeiger für Einstellung 

amtliche Bekanntmachung (zusätzlich zu 
o.g. Gebühr) 

 
Im Falle einer Verlängerung einer Anordnung 
wird die Folgegebühr nach der bisherigen und 
der neu beantragten Gesamtlaufzeit berechnet. 
Die Grundgebühr fällt stets neu an! 
 

 

10,20 bis 767,00 
 

 
 
 
 
 

15,-- 
nach 

Zeitaufwand 
 
 
 
 
 
 
 

15,-- 
10,-- 
300,-- 

 
 
 
 
 
 

20,-- 
15,-- 
10,-- 

 
40,-- 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
´ 
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VwKostO 
Nr. 

Bezeichnung Rahmen 
in Euro 

Gebühr 
in Euro 

263 Entscheidung über eine Erlaubnis nach  § 
29 StVO 
Bei größeren Veranstaltungen mit 
außergewöhnlich hohem 
Verwaltungsaufwand 

10,20 bis 767,-- 
 
 

767,-- bis 2.301,00 
 

 

2631 Radsportliche Veranstaltungen   

26311 Innerhalb der Gemarkungsgrenzen Nach Zeitaufwand mind. 50,-- 
 

26312 Mit Anhörung mehrerer Stellen Nach Zeitaufwand mind. 75,-- 
 

26313 Radrennen Nach Zeitaufwand mind. 150,-- 
 

2632 Motorsportliche Veranstaltungen   

26321 Gemeindestraßen Nach Zeitaufwand mind. 75,-- 
 

26322 Kreis-, Landes- und Bundesstraßen Nach Zeitaufwand Mind. 100,-- 
 

26323 mit Umleitung Nach Zeitaufwand Mind. 200,-- 
 

2633 Umzüge/Laufveranstaltungen/Straßenfeste 
 
Achtung: 
Wird die Verkehrssicherung durch 
Bedienstete der Gemeinde Altenstadt 
durchgeführt, so werden die hierfür 
entstandenen Personal- und Sachkosten 
gesondert im Anschluss an die 
Veranstaltung erhoben. 

50,-- bis 150,-- 
 

 

26331 Gemeindestraßen  50,-- 
 

26332 Kreis-, Landes- und Bundesstraßen  85,-- 
 
 

26333 mit Umleitung  120,-- 
 
 

264 Entscheidung über eine Ausnahme von den 
Vorschriften der StVO (§ 46 StVO) 

10,20 bis 767,00  

2641 Ausnahme von den Halt- und Parkverboten 
(Abs. 1 Nr. 3) 

  

26411 Einzelausnahmegenehmigung  
(bis zu 1 Monat) 

 25,00 

26412 Dauerausnahmegenehmigung 
(bis zu ½ Jahr 

 75,00 

26412 Dauerausnahmegenehmigung 
(bis max. 1 Jahr) 

 125,00 

2642 Ausnahmegenehmigung von den 
Vorschriften über das Anlegen von 
Sicherheitsgurten und das Tragen von 
Schutzhelmen (Abs. 1 Nr. 5b) 
- Ausnahme: Körperbehinderte mit 
Schw.b.ausweis = gebührenfrei ! 

 15,-- 
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VwKostO 
Nr. 

Bezeichnung Rahmen 
in Euro 

Gebühr 
in Euro 

2643 Ausnahmegenehmigung vom Verbot 
Hindernisse auf die Straße zu bringen, bzw. 
Waren und Leistungen anzubieten 
(Abs. 1 Nr. 8) 

  

26431 Ablagerung von Baumaterial pro Woche 
 

10,-- 
 

26432 Aufstellung eines Baugerüstes pro Woche 
 

10,-- 
 

26433 Aufstellung eines Containers pro Woche 
 

10,-- 
 

26434 Aufstellung eines Kranes pro Woche 
 

10,-- 
 

2644 Ausnahmegenehmigung zum Befahren 
öffentlicher Straßen bei bestehenden 
Verkehrsverboten und 
Verkehrsbeschränkungen (§ 46 Abs. 1 Nr. 
11) 

  

26441 Einzelausnahmegenehmigung  
(bis zu 1 Monat) 

 25,00 

26442 Dauerausnahmegenehmigung 
(bis zu ½ Jahr 

 75,00 

26443 Dauerausnahmegenehmigung 
(bis zu 1 Jahr) 

 125,00 

26455 Verkauf v. Waren a.d. Straße   

264551 Einzelausnahmegenehmigung 
 

bis zu 1 Monat 25,-- 

264552 Dauerausnahmegenehmigung bis zu ½ Jahr 75,-- 

264553 Dauerausnahmegenehmigung bis zu 1 Jahr 125,-- 

2646 Handwerkerparkausweise 
  

  

26461 Ausnahmegenehmigung 
(max. Gültigkeit für 1 Jahr) 

Erstausfertigung 300,-- 
+5,-- 

Auslagen 

26462 Zusätzliche Ausnahmegenehmigung Bei gleichzeitiger 
Beantragung mit 
Erstausfertigung 

156,-- 
+ 5,-- 

Auslagen 

26463 Zusätzliche Ausnahmegenehmigung 
 

Bei nachträglicher 
Beantragung 

(Befristung bis Ablauf d. 
Erstausfertigung) 

13,--  
pro Monat 

+ 5,-- 
Auslagen 

26464 Ersatzausfertigung bei Verlust der 
Ausnahmegenehmigung 

Befristung max. bis 
Ablauf der 

Erstausfertigung 

13,-- 
Pro Monat  

+ 5,-- 
Auslagen 

26465 Änderungen der Ausnahmegenehmigung  
(z.B. bei Fahrzeugwechsel) 

je Fahrzeug 10,-- 

265 Ausstellung Parkausweis Anwohner 10,20 bis 30,70 pro 
Jahr 

 

25,-- 
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GEBÜHRENVERZEICHNIS 

 
Az: 32.8 
 
Gebiet: Sondernutzung im Straßenverkehr (Plakate, Informationsstände, Kleidercontainer, etc.) 
 
Rechtsgrundlage:  

1. Satzung der Gemeinde Altenstadt über die Sondernutzung an öffentlichen Straßen und 
Sondernutzungsgebühren vom 14.11.2013 

 
- in der jeweils gültigen Fassung - 

 

Nr. Bezeichnung Rahmen 
in Euro 

Gebühr 
in Euro 

2a Informationsstände   

Ziff. 1 Für kulturelle, religiöse u. gemeinnützige 
Zwecke 

 
 

gebühren-
frei 

Ziff. 2 Von Parteien im Rahmen von Wahlen und 
Abstimmungen 

 gebühren-
frei 

Ziff. 3 Für kommerzielle Veranstaltungen und Zwecke täglich 50,-- 

2b Plakattafeln bis zu einer Größe DIN A1   

Ziff. 1 Für kommerzielle Veranstaltungen u. Werbung Pro Plakat/Tag 0,15 

Ziff. 2 Für Veranstaltungen Altenstädter Vereine  Gebührenfrei 

3 Altkleidersammelstellen 
(Altkleidercontainer) 

  

3a Altkleidercontainer auf öffentlichen Grund an 
zugelassenen Standorten 

Je Container/Jahr 250,-- 

3b Altkleidercontainer auf privatem Grund, wenn 
diese von öffentlichen Verkehrsflächen aus 
bedient werden 

Je Container/Jahr 125,-- 

4 Straßenverkehrs- und 
Baustelleneinrichtungen 

  

4a Bauzäune und sonstige 
Baustelleneinrichtungen, Baukräne, 
Baumaschinen 

Pro Woche 10,-- 

4b Lagerung von Material jeglicher Art (soweit 
keine Genehmigung nach StVO beantragt 
wurde) 

Pro Woche 10,-- 

4c Aufstellung eines Baugerüsts Pro Woche 10,-- 

4d Aufstellung von Wechselcontainer Pro Woche 10,-- 

4e Aufstellung von Fahrradständern   

Ziff. 1 Ohne Werbung  Gebührenfrei 

Ziff. 2 Mit Werbung Jährlich 50,-- 
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GEBÜHRENVERZEICHNIS 
 
Az: 32.86 
 
Gebiet: Verkehr / Personenbeförderung 
 
Rechtsgrundlage:  
Gebührenordnung für Amtshandlungen im entgeltlichen oder geschäftsmäßigen Personenverkehr mit 
Kraftfahrzeugen vom 15.08.2001 (BGBl. I S. 297) i.V.m. dem Richtsatzkatalog zum Gebührenverzeichnis 
nach § 1 der Kostenordnung für Amtshandlungen im entgeltlichen oder geschäftsmäßigen 
Personenverkehr mit Kraftfahrzeugen vom 08.11.2007 

- in der jeweils gültigen Fassung - 
 

Nr. Bezeichnung Rahmen 
in Euro 

Gebühr 
in Euro 

 Verkehr mit Mietwagen   

II. 4 Genehmigung von Mietwagenverkehr mit 
Personenkraftwagen 

1. für das erste Fahrzeug 
2. für jedes weitere Fahrzeug in 

demselben Verfahren 

 
50,-- bis 500,-- 

 
 

75,00 
50,00 

 

 Verkehr mit Taxen  
 

 
 

II. 5 Genehmigung von Taxenverkehr mit 
Personenkraftwagen 

1. für das erste Fahrzeug 
2. für jedes weitere Fahrzeug in 

demselben Verfahren 

 
100,-- bis 1.465,-- 

 
 

150,00 
75,00 

 Verkehr mit Taxen und Mietwagen 
(Mischkonzessionen) 

  

II. 6 Genehmigung von Taxen- und 
Mietwagenverkehr (Mischkonzession) 

a) für das erste Fahrzeug 
b) für jedes weitere Fahrzeug in 

demselben Verfahren 

 
100,-- bis 1.465,-- 

 
 

200,00 
100,00 

II. 8 Austausch von Fahrzeugen  25,00 

 
Rechtsgrundlage: 
Gebührenordnung für Maßnahmen im Straßenverkehr (GebOSt) vom 25.01.2011 (BGBl. I S. 98) 

 
- in der jeweils gültigen Fassung - 

 
VwKostO 

Nr. 
Bezeichnung Rahmen 

in Euro 
Gebühr 
in Euro 

203 Ortskenntnisprüfung  
Zur Erlangung eines 
Personenbeförderungsscheines 

 
20,50 – 57,30 

 
25,00 
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GEBÜHRENVERZEICHNIS 
 
Az: 32.98 
 
Gebiet: Gefahrenabwehrverordnung über das Halten u. Führen von Hunden (HundeVO) 
  Haltung gefährlicher Tiere nach § 43a Abs. 1 Satz 3 
 
Rechtsgrundlage:  

1. Hessisches Verwaltungskostengesetz (HVwKostG) vom 12. Januar 2004 (GVBl. I S. 36); 
 

2. Verwaltungskostenordnung für den Geschäftsbereich des Ministeriums des Innern und für Sport 
vom 07. Juni 2013 (GVBl. I S. 410) 

 
- in der jeweils gültigen Fassung - 

 

VwKostO 
Nr. 

Bezeichnung Rahmen 
in Euro 

Gebühr 
in Euro 

45 Amtshandlungen nach der 
Gefahrenabwehrverordnung über   
das Halten u. Führen von Hunden 
(HundeVO) 

  

451 Erlaubnis zum Halten eines gefährlichen 
Hundes nach §3  
Ersterteilung einer Erlaubnis 
 
Folgeerteilung einer Erlaubnis 

86,-- bis 302,-- 
 

 
 

155,-- 
 

95,-- 

452 Vorläufige Erlaubnis zum Halten eines  
Hundes nach § 3  

60,-- bis 121,-- 
 

65,- 
( 

453 Erlaubnis zum Ausbilden von Hunden zu 
Schutzzwecken nach § 11 Abs. 2 

60,-- bis 181,-- 
 

65,-- 
 

454 Untersagung nach § 1 Abs. 4 oder Anordnung 
nach § 9 Abs. 3 

28,-- bis 173,-- 
 

 

455 Benennung als sachverständige Person oder 
Stelle nach § 6 Abs. 3 

150,-- bis 300,-- 
 

 

456 Verlängerung der befristeten Benennung als 
sachverständige Person oder Stelle nach § 6 
Abs. 3 

100,-- bis 200,-- 
 

 

546 Gefährliche Tiere nach HSOG 
Zulassung einer Ausnahme von dem Verbot der 
nicht gewerbsmäßigen Haltung eines 
gefährlichen Tiers einer wild lebenden Art nach 
§ 43a Abs. 1 Satz 3 HSOG 

 
nach 

Zeitaufwand 

 

547 Anordnung der Tötung eines Tieres nach § 42 
Abs. 4 HSOG 

28,-- bis 289,-- 
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GEBÜHRENVERZEICHNIS 
 
Az: 33.1 
 
Gebiet: Einwohnermeldewesen  
 
Rechtsgrundlage:  
1. Hessisches Verwaltungskostengesetz (HVwKostG) vom 12. Januar 2004 (GVBl. I S. 36); 

 
2. Verwaltungskostenordnung für den Geschäftsbereich des Ministeriums des Innern und für Sport vom 

07. Juni 2013 (GVBl. I S. 410) 
 

- in der jeweils gültigen Fassung - 
 

VwKostO 
Nr. 

Bezeichnung Rahmen 
in Euro 

Gebühr 
in Euro 

42 Einwohnerwesen 
Amtshandlungen der Meldebehörden nach dem 
BMG 

  

421 Melderegisterauskunft nach § 50 Abs. 4 Satz 1, 
im elektronischen Verfahren in Verbindung mit 
§ 50 Abs. 4 Satz 2 

  

4211 bis 13 Einwohner je Einwohner 9,-- 
 

4212 14 bis 50 Einwohner  121,-- 
 

4213 51 bis 100 Einwohner  176,-- 
 

4214 über 100 Einwohner  236,-- 
 

422 Melderegisterauskunft nach § 44 Abs. 1 u. 2, § 
45 Abs. 1, § 49 Abs. 1-3 oder 
Datenübermittlung an ausländische Stellen 
nach § 35, soweit für diese keine 
Gebührenfreiheit besteht. 

  
 

4221 wenn die Melderegisterauskunft oder die 
Datenermittlung über einzelne oder eine 
Vielzahl von namentlich bezeichneter 
Einwohner erfolgt 

je Einwohner  9,-- 
 

4222 Wenn sie als automatisierte Melderegister- 
auskunft oder automatisierte Datenermittlung 
über einzelne oder eine Vielzahl namentlich 
bezeichneter Einwohner nach § 44 Abs. 1 u. 2, 
§ 45 Abs. 1, § 49 Abs. 1-3 od. § 35 (Sammel- 
oder Stapelauskünfte), auch aufgrund von 
automatisierten Abrufverfahren erfolgt 

je Einwohner 
 
 

5,-- 
 

423 Melderegisterauskunft nach § 50 Abs.4, § 44 
Abs. 1 u. 2, § 45 Abs. 1 oder Datenübermittlung 
nach § 35, deren Erteilung einen größeren 
Verwaltungsaufwand erforderlich macht 
(insbesondere bei Rückgriff auf die nach § 13 
Abs. 2 gesondert aufzubewahrenden Daten) 

je Einwohner 
 

30,-- bis 90,-- 
 

 
 
 

424 Melderegisterauskunft nach § 50 Abs. 4, § 44 
Abs. 1 u. 2, § 45 Abs. 1 oder Datenübermittlung 
nach § 35, für die örtliche Ermittlungen 
erforderlich sind 

je Einwohner 
60,-- bis 363,-- 

 

 
 

425 Gruppenauskunft nach § 46 oder 
Melderegisterauskunft nach § 50 Abs. 1 bis 3; 
neben der Gebühr sind die Kosten je Auskunft 
in voller Höhe zu erstatten, die durch den 
Einsatz einer Datenverarbeitungsanlage 
entstehen. 

je Auskunft 
30,-- bis 605,-- 
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VwKostO 
Nr. 

Bezeichnung Rahmen 
in Euro 

Gebühr 
in Euro 

426 Melderegisterauskünfte oder 
Datenübermittlungen zu nicht wirtschaftlichen 
Zwecken an den kirchlichen Suchdienst, den 
internationalen Suchdienst, den Suchdienst des 
Deutschen und des Hessischen Roten Kreuzes, 
den Volksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge 
e.V. oder an Einrichtungen, die 
wissenschaftlichen oder Unterrichts- und 
Erziehungszwecken dienen und als 
gemeinnützig anerkannt sind, an sonstigen 
Hilfsorganisationen oder Stiftungen, die im 
medizinischen oder sozialen Bereich kranken 
oder bedürftigen Menschen helfen, sowie an 
Institutionen der Tierpflege und Tierhilfe 

 gebühren- 
frei 

427 Meldebescheinigung (z.B. 
Aufenthaltsbescheinigung, zusätzliche 
Meldebestätigung) 

je Bescheinigung 9,-- 
 

4271 Wenn die Erteilung größeren 
Verwaltungsaufwand verursacht 
(insbesondere bei Rückgriff auf die nach § 13 
Abs.2 gesondert aufzubewahrenden Daten) 

je Bescheinigung 
30,-- bis 90,-- 

 

 

4272 amtliche Meldebestätigung nach § 24 Abs. 2  gebühren- 
frei 
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GEBÜHRENVERZEICHNIS 
 
Az: 33.4 
 
Gebiet: Öffentliche Ordnung / Personalausweiswesen  
 
Rechtsgrundlage:  
Verordnung über Gebühren für Personalausweise und den elektronischen Identitätsnachweis 
(PAuswGebV) vom 01.11.2010 (BGBl. I S. 1477), zuletzt geändert durch Verordnung vom 01. Juli 2015 
(BGBl. I S. 1101) 
  

- in der jeweils gültigen Fassung - 

 Bezeichnung Rahmen 
in Euro 

Gebühr 
in Euro 

§ 1 Gebühren für Ausweise   

Abs. 1  
Nr. 1 

Personalausweis, dessen Inhaber im Zeitpunkt 
der Antragstellung noch nicht 24 Jahre alt ist 

 22,80 

Abs. 1 
Nr. 2 

Personalausweis, dessen Inhaber im Zeitpunkt 
der Antragsstellung mind. 24 Jahre alt ist 

 28,80 

Abs. 2 Ausstellung eines vorläufigen 
Personalausweises oder eines Ersatz-
Personalausweises 

 10,00 
 

Abs. 3 
 

Ausstellung eines Personalausweises oder 
eines vorläufigen Personalausweises 

  

Nr. 1 - außerhalb der behördlichen Dienstzeit Zusätzlich zu den 
Gebühren in Abs. 1 u. 2 

13,-- 

Nr. 2 - von einer nicht zuständigen Behörde Zusätzlich zu den 
Gebühren in Abs. 1 u. 2 

13,-- 

nach Nr. 2 Zusätzlich zu Abs. 1, wenn die Amtshandlung 
von einer nicht zuständigen Behörde auf 
Veranlassung einer Person, die ihren 
gewöhnlichen Aufenthaltsort im Ausland hat, 
vorgenommen wird 

Zusätzlich zu den 
Gebühren in Abs. 1 u. 2 

30,-- 
 
 

Abs. 5 Änderung der Anschrift auf dem 
Personalausweis nach § 19 PAuswV 

 Geb.-Frei 

§ 1a Auslagen   

 Die Personalausweisbehörden können sich die 
Auslagen für den Versand des Briefes ins 
Ausland nach § 17 Absatz 
4 Satz 2 der Personalausweisverordnung 
erstatten lassen. 

  
 

§ 2 Gebühren für den elektronischen 
Identitätsnachweis 

  

Abs. 1 Einschaltung des elektronischen 
Identitätsnachweis 
(gilt nicht, wenn der elektronische Indentitäts-
nachweis bei Aushändigung des Personal- 
ausweises nach § 10 Abs. 1 des 
Personalausweisgesetzes eingeschaltet wird) 

 6,-- 

Abs. 2 Einleitung der Neusetzung der Geheimnummer 
nach § 20 Abs. 1 Satz 1 PersonalausweisVO  
(gilt nicht, wenn sie mit einer 
gebührenpflichtigen Amtshandlung nach § 2 
Abs. 1 zusammenfällt) 

 6,-- 

Abs. 3 Entsperrung eines elektronischen 
Identitätsnachweises nach § 26 Personal-
ausweisVO 

 6,-- 
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 Bezeichnung Rahmen 
in Euro 

Gebühr 
in Euro 

Abs. 4. Ausführung der Tätigkeit nach § 2 Abs. 1 – 3 
 
- außerhalb der behördlichen Dienstzeit 
 
- von einer nicht zuständigen Behörde 

 
 

Zusätzlich zu der 
Gebühr nach § 2 Abs. 1 

bis Abs. 3 

 
 

13,-- 
 

13,-- 

Abs. 6 Gebührenfrei sind   

 - die erstmalige Einschaltung des 
elektronischen Identitätsnachweises nach 
Vollendung des 16. Lebensjahres 

  

 - die Ausschaltung des elektronischen 
Identitätsnachweises nach § 10 Abs. 1 Satz 3 
Personalausweisgesetz 

  

 - Die Sperrung eines elektronischen 
Identitätsnachweises nach § 25 der Personal-
ausweisVO 

  

 - Die Änderung der Anschrift im elektronischen 
Speier- und Verarbeitungsmedium nach § 19 
Abs. 2 der PersonalausweisVO 

  

    

 Führungszeugnis 
(VO über Kosten im Bereich der Justizverw. 
i.d.F. des Artikels 8 des 
Haushaltssanierungsgesetzes 1999, BGBl. I S. 
2534 vom 28.12.1999) 
Erteilung eines Führungszeugnisses 
Anmerkung: hiervon sind 3/5 (7,80 €) an die 
Bundeskasse abzuführen 

 
 

13,-- 
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GEBÜHRENVERZEICHNIS 
 
Az: 33.5 
 
Gebiet: Öffentliche Ordnung / Passwesen  
 
Rechtsgrundlage:  

1. Verordnung zur Durchführung des Passgesetzes (Passverordnung – PassV) vom 19.10.2007 
(BGBl. I S. 2386) 

 
- in der jeweils gültigen Fassung - 

 

§ 15 Abs. 1 Bezeichnung Rahmen 
in Euro 

   

Gebühr 
in Euro 

 

Nr. 1 a Ausstellung eines Passes an Personen, die das 
24. Lebensjahr vollendet haben 

 60,-- 
 

Nr. 1 b Ausstellung eines Passes an Personen, die das 
24. Lebensjahr noch nicht vollendet haben 

 37,50 
  

Nr. 1 c Ausstellung eines Passes mit 48 Seiten nach 
Anlage 1a zusätzlich zu der in Nr. 1a und 1b 
bestimmten Gebühr 

zusätzlich zu der 
Gebühr gem. Nr. 1a od. 

1b 

22,-- 

Nr. 1 d Ausstellung eines Passes nach Nr. 1a bis 1c im 
Expressverfahren zusätzlich zu den dort 
bestimmten Gebühren 

zusätzlich zu der 
Gebühr gem. Nr. 1a bis 

1c 

32,-- 

Nr.  1 e  Ausstellung eines vorläufigen Passes 
 

 26,-- 
 

Nr. 1 f  Ausstellung eines Kinderreisepasses   13,-- 

Nr. 1 g Ausstellung eines Ausweises für Binnenschiffer 
und deren Familienangehörigen für die 
Flussschifffahrt auf der Donau (§ 7 Abs. 1 Nr. 2) 

 16,-- 

Nr. 1 h Ausstellung eines Ausweises, der von den 
Behörden und Dienststellen ausgestellt wird, 
die für die polizeiliche Kontrolle des 
grenzüberschreitenden Verkehrs zuständig sind 
(§ 7 Abs. 1 Nr. 7) 

 8,-- 

Nr. 1 i Ausstellung eines Ausweises, der 
ausschließlich zur Einreise in die 
Bundesrepublik Deutschland berechtigt  

 8,-- 

Nr. 2 Änderung eines Reisepasses oder vorläufigen 
Reisepasses und für die Verlängerung oder 
Änderung eines Kinderreisepasses oder eines 
anderen unter Nummer 1 genannten 
Ausweises 

 
 

 6,-- 
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§ 15 Bezeichnung Rahmen 
in Euro 

   

Gebühr 
in Euro 

 

Abs. 2 
Nr. 1 

Amtshandlungen nach Nr. 1 e bis i und Nr. 2, 
wenn sie auf Veranlassung des Antragsstellers 
außerhalb der behördlichen Dienstzeit 
vorgenommen wird 

 Betrag 
verdoppeln 

Nr. 2 Amtshandlungen nach Nr. 1 a, b, e und f und 
Nr. 2, wenn sie auf Veranlassung des 
Antragstellers von einer unzuständigen 
Behörde vorgenommen werden 

 Betrag 
verdoppeln 

Abs. 3 Wird die Amtshandlung bei einer 
konsularischen oder diplomatischen Vertretung 
der Bundesrepublik Deutschland im Ausland 
vorgenommen, sind die Gebühren wie folgt 
anzuheben: 
Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a und b  
 
nach Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe e, f und i  
 
nach Absatz 1 Nummer 2  

zusätzlich zu der 
veranschlagten Gebühr 

 
 
 
 
 

21,-- 
 

13,-- 
 

12,-- 

Abs. 4 
Nr. 1 

Ausstellung, Verlängerung, oder Änderung 
amtlicher Pässe 

 geb.-frei 

Nr. 2 Ausstellung od. Änderung eines Passes, eines 
vorläufigen Passes oder eines anderen in Abs. 
1 Nr. 1 genannten Ausweises, wenn die 
Ausstellung von Amts wegen oder die 
Änderung von Amts wegen eingetragen wird 

 geb.-frei 

Nr. 3 Berichtigung der Wohnortangabe im Pass, im 
vorläufigen Pass, im Kinderreise pass od. in 
einem anderen in Abs. 1 Nr. 1 genannten 
Ausweises 

 geb.-frei 
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GEBÜHRENVERZEICHNIS 
 
Az: 32.83.02 
 
Gebiet: Bescheinigungen u. Zeugnisse, Beglaubigungen 
 
Rechtsgrundlage:  
1. Hessisches Verwaltungskostengesetz (HVwKostG) vom 12. Januar 2004 (GVBl. I S. 36); 
2.  Allgemeine Verwaltungskostenordnung (AllgVwKostO) v. 11.12.2009 (GVBl. I S. 763) 
 

- in der jeweils gültigen Fassung - 
 

VwKostO 
Nr. 

Bezeichnung Rahmen 
in Euro 

Gebühr 
in Euro 

12 Bescheinigungen und Zeugnisse   

120 
 
1201 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1202 

Gebührenfrei sind die erstmalige Erteilung in 
folgenden Angelegenheiten: 
- Besuch von Schulen und anderen Lehranst. 
- Zahlungen von Ruhe-, Witwen- und 

Waisengeldern, Krankengeld, Beihilfen, 
Unterstützungen u. ähnl. Sozialleistungen 
aus öffentl. oder privaten Kassen 

- Gnaden- und Sozialhilfesachen 
- Totenscheine, Beerdingungsscheine 
- Unschädlichkeiteszeugnisse 
- Angelegenheiten der Schwerbehinderten 
- Beratung- und Prozeßkostenhilfe 
- Amtshandlungen nach Nr. 121 und 122, 

soweit sie sich auf Urkunden der 
Jugendämter nach § 59 Abs. 1 des Achten 
Buches des Sozialgesetzbuches –Kinder – 
und Jugendhilfe- beziehen 

  

121 Bestätigung der Echtheit deutscher Urkunden 
zwecks Legalisation, Ausstellung der Apostille 
oder Beglaubigung einer Urkunde aufgrund von 
völkerrechtlichen Verträgen 

je Urkunde 18,-- 
 

122 Feststellungserklärung nach § 1059a Abs. 1  
Nr. 2, §§ 1059e, 1092 Abs. 2 oder 
§ 1058 Abs. 3 BGB 

60,-- bis 600,-- 
 

60,-- 
 

123 Bescheinigung zur Vorlage beim Finanzamt 
nach § 4 Nr. 20 Buchst. a oder Nr. 21 Buchst. a 
Doppelbuchst. bb des Umsatzsteuergesetzes 

je inhaltlich 
verschiedene  
Maßnahme 

75,-- 
 

124 Schriftliche Bescheinigung des 
Einverständnisses der Behörde, das nach 
Ablauf einer bestimmten Frist aufgrund einer 
Rechtsvorschrift als erteilt gilt (insbesondere 
Bescheinigung einer Genehmigungsfiktion nach 
§ 42a Abs. 3 HVwVfG) 

10,-- bis 50,-- 25,-- 

13 Beglaubigungen   

131 Beglaubigung einer Unterschrift  6,-- 
 

132 Beglaubigung von Abschriften Fotokopien   

1321 die die beglaubigende Behörde selbst 
hergestellt hat 

je Urkunde 3,-- 
 

1322 in anderen Fällen   

13221 Urkunden die aus 1 bis 10 Seiten bestehen  6,-- 
 

1322 Urkunden, die aus mehr als 10 Seiten bestehen je Seite 0,60 
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GEBÜHRENVERZEICHNIS 
 
Az: 34.22 
 
Gebiet: Personenstandswesen  
 
Rechtsgrundlage:  

1. Hessisches Verwaltungskostengesetz (HVwKostG) vom 12. Januar 2004 (GVBl. I S. 36); 
 

2. Verwaltungskostenordnung für den Geschäftsbereich des Ministeriums des Innern und für Sport 
vom 07. Juni 2013 (GVBl. I S. 410) 

  
- in der jeweils gültigen Fassung - 

VwKostO 
Nr. 

Bezeichnung Rahmen 
in Euro 

Gebühr 
in Euro 

 Amtshandlungen nach dem 
Personenstandsgesetz (PStG) und der 
Personenstandsverordnung (PStV) 

  

61 Eheschließung   

611 Prüfung der Ehevoraussetzungen nach § 13 
PStG 

 42,-- 
 

6111 wenn auch ausländisches Recht zu beachten 
ist, zusätzlich je ausländisches Recht 

 21,-- 
 

612 Erneute Prüfung der Ehevoraussetzung nach § 
29 Abs. 2 PStV 

 21,-- 
 

6121  wenn auch ausländisches Recht zu beachten 
ist, zusätzlich je ausländisches Recht 

 11,-- 
 

613 Vornahme der Eheschließung nach § 14 PStG   

6131 in den Amtsräumen   

61311 während der allgemeinen Öffnungszeiten  42,-- 
 

61312 außerhalb der allgemeinen Öffnungszeiten  63,-- 
 

6132 außerhalb der Amtsräume   

61321 während der allgemeinen Öffnungszeiten  63,-- 
 

61322 außerhalb der allgemeinen Öffnungszeiten  94,-- 
 

61323 bei Vorliegen einer lebensgefährlichen 
Erkrankung nach § 13 Abs. 3 PStG 

 gebühren-
frei 

62 Ehefähigkeitszeugnis, Bescheinigung zur 
Begründung einer Lebenspartnerschaft 

  

621 Ausstellung eines Ehefähigkeitszeugnisses 
nach § 39 PStG oder einer Bescheinigung zur 
Begründung einer Lebenspartnerschaft nach § 
39a PStG 

 42,-- 
 

6211 wenn auch ausländisches Recht zu beachten 
ist, zusätzlich je ausländisches Recht 

 21,-- 
 

6212 wenn die Gebührenbefreiung im Rahmen 
zwischenstaatlicher Vereinbarungen 
vorgesehen ist 

 gebühren-
frei 

622 Beschaffung eines Ehefähigkeitszeugnisses 
oder einer Bescheinigung zur Begründung einer 
Lebenspartnerschaft für eine Ausländerin oder 
einen Ausländer 

 42,-- 
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VwKostO 
Nr. 

Bezeichnung Rahmen 
in Euro 

Gebühr 
in Euro 

63 Begründung einer Lebenspartnerschaft   

631 Prüfung der Voraussetzung für die Begründung 
einer Lebenspartnerschaft nach § 17 Satz 1 in 
Verbindung mit § 13 PStG 

 42,-- 
 

6311 wenn auch ausländisches Recht zu beachten 
ist, zusätzlich je ausländisches Recht 

 21,-- 
 

632 Erneute Prüfung der Voraussetzungen für die 
Begründung einer Lebenspartnerschaft nach § 
30 Satz 2 in Verbindung mit § 29 Abs. 2 PStV 

 21,-- 
 

6321 wenn auch ausländisches Recht zu beachten 
ist, zusätzlich je ausländisches Recht 

 11,-- 
 

633 Mitwirkung an der Begründung einer 
Lebenspartnerschaft 

  

6331 in den Amtsräumen   

63311 während der allgemeinen Öffnungszeiten  42,-- 
 

63312 außerhalb der allgemeinen Öffnungszeiten  63,-- 
 

6332 außerhalb der Amtsräume   

63321 während der allgemeinen Öffnungszeiten  63,-- 
 

63322 außerhalb der allgemeinen Öffnungszeiten  94,-- 
 

63323 Bei Vorliegen einer lebensgefährlichen 
Erkrankung nach § 17 in Verbindung mit § 13 
Abs. 2 PStG 

 gebühren-
frei 

64 Beurkundungsgrundlagen, Beurkundungen, 
Beglaubigungen und Bescheinigungen 

  

641 Abnahme einer Versicherung nach Eides statt   32,-- 
 

642 Beurkundung   

6421 einer im Ausland geschlossenen Ehe nach § 34 
Abs. 1 PStG 

 84,-- 
 

6422 einer vor einer ermächtigten Person im Inland 
geschlossenen Ehe zwischen Ausländern nach 
§ 34 Abs. 2 PStG 

 84,-- 
 

6423 einer im Ausland begründeten 
Lebenspartnerschaft nach § 35 Abs. 1 PStG 

 84,-- 
 

6424 einer im Ausland erfolgten Geburt oder eines 
Sterbefalls im Ausland nach § 36 Abs. 1 PStG 

 42,-- 
 

643 Beglaubigung oder Beurkundung einer 
Erklärung 

  

6431 zur Namensführung von Ehegatten nach § 41 
Abs. 1 PStG oder Lebenspartnern oder 
Lebenspartnerinnen nach § 42 Abs. 1 PStG 

 21,-- 
 

6432 zur Namensangleichung nach § 43 Abs. 1 PStG  21,-- 
 

6433 Zur Anerkennung der Vaterschaft oder 
Mutterschaft nach § 44 Abs. 1 und 2 PStG 

 geb.-frei 
 

6434 Zur Namensführung eines Kindes nach § 45 
Abs. 1 PStG 

 21,-- 
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VwKostO 
Nr. 

Bezeichnung Rahmen 
in Euro 

Gebühr 
in Euro 

6435 zur Namensführung, wenn der in der Ehe oder 
Lebenspartnerschaft zu führende Name bei der 
Eheschließung oder bei der Begründung der 
Lebenspartnerschaft bestimmt wird oder der 
Geburtsnahme des Kindes bestimmt wird und 
das Kind dadurch erstmals einen 
Geburtsnamen erhält 

 gebühren-
frei 

644 Bescheinigung über Erklärungen zur 
Namensführung nach § 46 PStV 

 11,-- 
 

65 Personenstandsurkunden   

651 Ausstellung von Personenstandsurkunden nach 
§ 55 PStG, §§ 48 bis 52 PStV 

  

6511 Ausstellung einer Ehe-, Lebenspartnerschafts-, 
Geburts- oder Sterbeurkunde, eines 
beglaubigten Registerausdrucks oder einer 
beglaubigten Abschrift aus der Sammlung der 
Todeserklärungen nach § 55 Abs. 1 PStG 

 11,-- 
 

6512 Ausstellung einer Personenstandsurkunde 
durch ein anderes als das für die Ausstellung 
zuständige Standesamt durch Ausdruck und 
Beglaubigung der vom registerführenden 
Standesamt übermittelten Daten nach § 56 
Abs. 4 Satz 2 PStG 

 9,-- 
 

6513 Übermittlung der Urkundsdaten durch das 
registerführende Standesamt an das 
Ausstellungsstandesamt nach § 56 Abs. 4 Satz 
1 PStG 

 9,-- 
 

6514 für ein zweites und jedes weitere Stück einer 
Personenstandsurkunde, wenn es gleichzeitig 
beantragt und in einem Arbeitsgang hergestellt 
wird 

 5,00 

652 Erteilung einer Personenstandsurkunde an 
Behörden und Gerichte nach § 65 PStG 

 gebühren-
frei 

653 Eintragung in eine internationales Stammbuch 
der Familie nach § 52 PStV 

 11,-- 
 

654 Auskunft aus einem oder Einsicht in einen 
Registereintrag oder Auskunft aus den und 
Einsicht in die Sammelakten nach § 62 Abs. 2 
PStG 

nach Zeitaufwand  

6541 wenn sich die Auskunft oder Einsicht nur auf 
die zur antragsstellenden Person gespeicherten 
Daten bezieht 

 gebühren-
frei 

 

6542 im Übrigen nach Zeitaufwand 
 

 

655 Auskunft aus einem oder Einsitz in einen 
Registereintrag für Behörden und Gerichte 
nach § 65 PStG 

 gebühren-
frei 

656 Auskunft aus einem oder Einsicht in 
Personenstandsregister oder Sammelakten 
oder Gewährung der Durchsicht von 
Personenstandsregistern oder Sammelakten für 
wissenschaftliche Zwecke nach § 66 PStG 

 gebühren-
frei 
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VwKostO 
Nr. 

Bezeichnung Rahmen 
in Euro 

Gebühr 
in Euro 

66 Öffentliche-rechtliche Namensänderung   

661 Änderung oder Feststellung eines 
Familiennamens nach § 3 des Gesetzes über 
die Änderung von Familiennamen und 
Vornamen 

25,-- bis 1.500,-- 
 

 

662 Änderung eines Vornamens nach § 11 in 
Verbindung mit § 3 des Gesetzes über die 
Änderung von Familiennamen und Vornamen 

25,-- bis 500,-- 
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GEBÜHRENVERZEICHNIS 
 
Az: 34.24 
 
Gebiet: Kirchenaustritte  
 
Rechtsgrundlage:  

1. Gesetz zur Regelung des Austritts aus Kirchen, Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaften 
des öffentlichen Rechts vom 13.10.2009 (GVBl. I S. 394) 

  
- in der jeweils gültigen Fassung - 

Grundlage Bezeichnung Rahmen 
in Euro 

Gebühr 
in Euro 

§ 6 Für das Verfahren (Kirchenaustritt) erhebt die 
zuständige Gemeinde eine Verwaltungsgebühr 
von 30,00 € 

 30,00 € 

    

 


